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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die im AKP-EWG-Abkommen 
von Lome vom 28. Februar 1975 vorgesehenen Schutzmaßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 1 13, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 28. Februar 1975 ist in Lome ein Abkommen 
zwischen den Staaten Afrikas, des karibischen 
Raums und des Pazifischen Ozeans und der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft^), nachstehend 
„Abkommen" genannt, unterzeichnet worden. 

Die Anwendung der in Artikel 10 des Abkommens 
vorgesehenen Schutzklausel muß näher geregelt 
werden, wobei davon auszugehen ist, daß die Ver- 
fahren für die Anwendung der im Vertrag zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vor- 
gesehenen Schutzklauseln und der in den Verord- 
nungen über die gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte vorgesehenen Schutzklauseln ebenfalls 
Anwendung finden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Kommission kann auf Antrag eines Milglied- 
staats oder von sich aus beschließen, auf Erzeug- 
nisse mit Ursprung in den Staaten Afrikas, des 
karibischen Raums und des Pazifischen Ozeans 
diejenigen Schutzmaßnahmen anzuwenden, deren 
Anwendung sich die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft in Artikel 10 des Abkommens Vor- 
behalten hat. 


Ist die Kommission mit einem Antrag eines Mit- 
gliedstaats befaßt worden, so entscheidet sie dar- 
über binnen drei Werktagen nach Eingang des 
Antrags. 

Die Schutzmaßnahmen werden den Mitgliedstaa- 
ten mitgeteilt und sind sofort anwendbar. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit der von 
der Kommission getroffenen Maßnahme binnen 
zehn Werktagen nach der Bekanntgabe dieser 
Maßnahme befassen. Der Rat tritt unverzüglich 
zusammen. Er kann die betreffende Maßnahme 
mit qualifizierter Mehrheit ändern oder auf- 
heben. 


Artikel 2 

1. Unbeschadet der Anwendung des Artikels 1 
kann die Kommission einen Mitgliedstaat er- 
mächtigen, Schutzmaßnahmen zu treffen, um den 
in Artikel 10 des Abkommens genannten Stö- 
rungen oder Schwierigkeiten zu begegnen. 

Ist die Kommission mit dem Antrag dieses Mit- 
gliedstaats befaßt worden, so entscheidet sie dar- 
über binnen drei Werktagen nach Eingang des 
Antrags. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen 
Mitgliedstaaten bekanntgegeben. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
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2. Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit der Ent- 
scheidung der Kommission binnen zehn Werk- 
tagen nach Bekanntgabe dieser Entscheidung 
befassen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. 
Er kann die Entscheidung der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit ändern oder aufheben. 

3. Der betreffende Mitgliedstaat gibt der Kommis- 
sion und den anderen Mitgliedstaaten die gemäß 
der Entscheidung der Kommission oder gegebe- 
nenfalls des Rates getroffenen Maßnahmen sowie 
jede von ihm vorgenommene Änderung bekannt. 


Artikels 

1. Unbeschadet der Anwendung der Artikel 1 und 2 
können der betreffende oder die betreffenden 
Mitgliedstaaten in dringenden Fällen Schutzmaß- 
nahmen einführen. Sie geben diese Maßnahmen 
der Kommission und den anderen Mitgliedstaa- 
ten sofort bekannt. 

Die Kommission entscheidet im Wege eines 
Dringlichkeitsverfahrens und binnen fünf Werk- 
tagen nach der in Absatz 1 genannten Bekannt- 
gabe, ob die Maßnahmen beizubehalten, zu än- 
dern oder aufzuheben sind. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen Mit- 
gliedstaaten bekanntgegeben. Sie ist sofort an- 
wendbar. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit der Ent- 
scheidung der Kommission binnen zehn Werk- 
tagen nach Bekanntgabe dieser Entscheidung 
befassen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. 


Er kann die Entscheidung der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit ändern oder aufheben. 

Wird der Rat von dem Mitgliedstaat, der Schutz- 
maßnahmen getroffen hat, befaßt, so wird die 
Entscheidung der Kommission ausgesetzt. Diese 
Aussetzung endet dreißig Tage, nachdem der Rat 
befaßt worden ist, wenn dieser die Entscheidung 
der Kommission inzwischen nicht geändert oder 
aufgehoben hat. 

Artikel 4 

Die Artikel 2 und 3 gelten nicht für die unter die 
Verordnungen über die gemeinsame Organisation 
der Agrarmärkte fallenden Erzeugnisse. 


Artikel 5 

Die in Artikel 10 des Abkommens vorgesehene 
Bekanntgabe von Schutzmaßnahmen der Gemein- 
schaft oder eines Mitgliedstaats an den Ministerrat 
obliegt der Kommission. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt zum gleichen Zeitpunkt wie 
das Abkommen in Kraft. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung 
wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlicht. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. Juni 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Lo 6/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. Juni 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Erfäuternder Vermerk 


Im Anschluß an die Unterzeichnung des Abkommens 
von Lome unterzeichnen die Mitgliedstaaten ein 
Internes Abkommen über geeignete Maßnahmen 
und Verfahren für die Durchführung dieses Abkom- 
mens in den in ihren Zuständigkeitsbereich fallen- 
den Angelegenheiten (in den Fällen, in denen die 
Gemeinschaft zuständig ist, gelten automatisch die 
Bestimmungen des EWG- Vertrags). 

Es wird erwartet, daß die Unterzeichnung dieses 
Internen Abkommens am 24. Juni 1975 stattfindet. 

In diesem Internen Abkommen wird bestimmt, daß 
der Rat der Europäischen Gemeinschaften in einer 
Verordnung die Verfahren festlegt, .nach denen die 
in Artikel 10 des Abkommens von Lome vorgesehe- 
ne Schutzklausel anzuwenden ist. 

Im Verlauf der in den letzten Tagen geführten Be- 
sprechungen haben die Mitgliedstaaten erklärt, die 
Kommission solle ihnen bis zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Internen Abkommens (24. Juni) 
einen Vorschlag für eine derartige Verordnung offi- 
ziell übermitteln. 
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